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sprechungen durchaus eine
gewisse Verbindlichkeit. 1992
hat der damalige Staatsminis-
ter erklärt, Luxemburg werde
bis 2000 die 0,7 Prozent Ent-
wicklungshilfe erreichen, und
soist es aucheingetreten. An-
dere Länder haben sich nicht
anihre Aussagen von damals
gehalten. Das ist bedauerns-
wert, aber es wäre auch nicht
möglich gewesen, ihnen eine
verpflichtende Aussage abzu-
ringen.

"Konferenzen geben An-
lasszu einer gewissen
Großzügigkeit, die um-
so höher ausfällt, je
später dasZieldatum
angesetzt wird. Für Lu-
xemburg haben solche
Versprechungen durch-
auseine gewisse Ver-
bindlichkeit."
Was die EUanbelangt, müs-

sen wir jedoch feststellen,
dass sich ihre Mitgliedsstaa-
teni mVorfeld der Monterrey−
Konferenz durchaus einen
zwingenden Rahmen gegeben
haben. Im Richelle−Bericht
musstenalle EU−NationenFar-
bebekennenunddie Orientie-
rungen ihrer entwicklungspo-
litischen Anstrengungen in
nächster Zeit offenlegen. Län-
der wieIrlandhabensichhier
dem Ziel 0,7 Prozent ver-
schrieben, Großbritannien vi-
siert eine substantielle Er-
höhung der Entwicklungshilfe
an, ähnliches gilt für andere
Länder. Jedes musste offenle-
gen, wie es dazu beitragen
will, die gesamte EU−Hilfe auf-
zustocken.
Heißt das, dass die EUin

Ihren Augen genug in Sa-
chen Entwicklungshilfe un-
ternimmt?
Nein, sicher ist das i mmer

noch nicht genug. Das Ziel,
wieesjetzt vonder EUformu-
liert wird, scheint mir jedoch
realistisch und deshalb auch
einklagbar zusein. I minterna-
tionalen Vergleich steht die
EUsehr gut da. Es gibt keine
andere Staatengemeinschaft,
in der diese Thematik mit
ähnlichem Nachdruck behan-
delt würde, als die EU. Wür-
den die USAund Japan ähnli-
che Anstrengungen unterneh-
men, könnte bereits heute ei-
ne Verdoppelungder Hilfeein-
treten.
Innerhalb der EUspielt die

öffentliche Meinung eine
wichtige Rolle. Es ist unsere
Aufgabe, die Öffentlichkeit
über die Notwendigkeit dieser
Politik in Kenntnis zu setzen.
Allein ein Blick auf die unter-
schiedliche Lebenserwartung
− 74Jahrein denIndustrielän-
dern, 52 in den ärmsten Län-
dern − macht deutlich, wel-
cher moralischen Verpflich-
tung wir hier nachkommen
müssen. Die Menschen hier
müssen verstehen, dass es in
ihrem eigenen Sicherheitsin-

teresseist, diese Entwicklung
zu fördern. Nicht zuletzt ist
auch unser Wohlstand damit
engverknüpft.
Dieses Bewusstsein ist in

Europa sicherlich stärker als
in den USA. Die EUkönnte in
diesem Sinne in all diesen
Konferenzen eine erfrischen-
de Rollespielen.

Es hat weiterführende,
strukturelle Vorschläge− et-
wa in Sachen Handelsge-
rechtigkeit oder Tobinsteu-
er − seitensdesSüdensgege-
ben. Begibt sich Luxemburg
bzw. die EU auf einen sol-
chen Weg?
Wir sehen eine weite Allee

vor uns, was die möglichen
Diskussionspunkteanbelangt.
Allerdings will ich meine opti-
mistischen Aussageninsofern
relativieren, als die jüngsten
EU−internen Wahlkämpfe vor
allemauf demGebiet der Ex-
klusionen erfolgreich ausge-
tragen wurden. Das war der
Fall in Österreich, in Däne-
mark, und erst kürzlich in
Portugal waren ähnliche Ten-
denzenzuverspüren.
Das soll aber nicht darüber

hinwegtäuschen, dass die Be-
dingungen, eine verstärktein-
ternationale Zusammenarbeit
anzustreben, selten so güns-
tig waren wie heute. Nicht al-
les in der Welt kann demrei-
nen Warenhandel untergeord-
net werden. Die Diskussion
über "public goods" muss ge-
führt werden: Medikamente
oder sauberes Wasser können
nicht ohne weiteres nur dem
freien Markt überlassen wer-
den. Wir habenkeinInteresse
daran, dass auch nur ein ein-
ziges Land auf der Strecke
bleibt und durch den Globali-
sierungsdruck noch weiter
ausgeschlossen wird.

"Ich erwarte mir, dass
Europasich noch mehr
profiliert und sich einer
unipolaren Weltor-
dnung entgegensetzt."
Welche Erwartungen

knüpfenSie an Monterrey?
Ich erhoffe mir ein Engage-
ment seitens derIndustrielän-
der, auch wenndies keinenle-
gal verbindlichen Charakter
hat. Undicherwarte, dass die
öffentliche Meinung und die
internationale Zivilgesell-
schaft diese Versprechenzum
gegebenen Zeitpunkt all je-
nen, die sie nicht einhalten
wollen, an den Kopf wirft. Es
wäre wünschenswert, dass
diese zweite Option überflüs-
sig würde. Es ist an der Zeit,
dass alle erkennen, dass mit
diesem Problem nicht leicht-
fertig umgegangen werden
darf. Man darf nicht einfach
Versprechen abgeben in der
Gewissheit, nie selber dafür
gerade stehen zu müssen,
weil sie erst in ein oder zwei
Generationen eingeklagt wer-
den. Icherwarte mir, dass Eu-
ropasichnoch mehr profiliert
und sich einer unipolaren
Weltordnungentgegensetzt.

Das Gesprächführte
RichardGraf.
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"Europa musssich einer unipolaren
Welt entgegensetzen"

Wasbringt Luxemburg
auf der UN−Konferenzzur

Finanzierung der
Entwicklungshilfe ein?

Ein Gespräch mit Charles
Goerens, Ministerfür

Entwicklungs-
zusammenarbeit und
humanitäre Hilfe und

Leiter der Luxemburger
Delegationin Monterrey.

Schon 1992, anlässlich
des Weltumweltgipfels in
Rio, waren den Ländern
des Südens neue Finanzie-
rungsmöglichkeiten für ei-
ne nachhaltige Entwick-
lung versprochen worden.
Wieso hat es so lange ge-
dauert, bis dies Thema ei-
ner UN−Konferenzwurde?
Soweit ich weiß, stammen

die erstenInitiativenfür eine
gesonderte Finanzierungs-
konferenz aus demJahr 1997.
Zwei Jahre später wurde
dann die UN−Konferenz
in Monterrey formell be-
schlossen. Es dürfte vor al-
lem die Erkenntnis gewesen
sein, dass die Versprechun-
gen von Rio drohten, nicht
eingehalten zu werden, die
diese Entscheidung herbeige-
führt hat. Natürlichist es be-
dauernswert, dass eine sol-
che Konferenz erst jetzt statt-
findet.
Die Einsicht, dass die Ar-

mut weiter zunimmt, dass wir
i m Zusammenhang mit dem
ungeheuren Bevölkerungs-
wachstumauf eine Wand zu-
rasen, bliebjedoch nie außen
vor. Diese Themen waren in
den 90er Jahren zumindest
latent in der politischen De-
battevorhanden.
Könnte man sagen, dass

der Süden nach dem Ende
des kalten Krieges keine Re-
levanz mehr iminternatio-
nalen politischen Gleichge-
wichtsgefüge hatte, und so
einfachignoriert wurde?
In Luxemburg sicherlich

nicht. Wir habengerade nach
dieser Zeit angefangen, unse-
re Entwicklungsarbeit auszu-
bauen. In der gesamten EU
müssen wir vielleicht bedau-
ern, dass der Bewusstseins-
stand nicht i mgleichen Maße

gewachsenist, wiees die Pro-
blemeerfordert hätten. Dabei
haben wahrscheinlich die
neuen Aufgaben, die auf die
EU im Zusammenhang mit
der Osterweiterung zukamen,
eine Rolle gespielt. Die Län-
der Osteuropas sindnicht un-
terentwickelt, sondern fehl-
entwickelt, das ist eine an-
ders geartete Herausforde-
rung. Zudemhaben die Maas-
trichter Konvergenzkriterien
bei einigen Regierungen dazu
geführt, die Entwicklungszu-
sammenarbeit angesichts
der dreiprozentigen Haus-
haltsdefizitsgrenze hintenan-
zustellen.

"Wir werten als Erfolg,
waseigentlich ein Ver-
sagenist: Die Armut um
die Hälftezureduzie-
ren, heißt letztendlich,
dassdie Hälfte der
Armut bestehen bleibt."
Manche würdenschonei-

nen Erfolg darin sehen,
wenn heute in puncto Ent-
wicklungshilfe wieder das
Niveau von 1989 erreicht
würde. Laut UN−Ziel soll die
Armut bis 2015 weltweit
halbiert werden. Reicht
das?
Diese Perspektive kann

mich nicht zufrieden stellen.
Wir werten als Erfolg, was ei-
gentlich ein Versagenist: Die
Armut umdie Hälfte zu redu-
zieren, heißt letztendlich,
dass die Hälfte der Armut be-
stehen bleibt. In den letzten
zehn Jahren hat die Entwick-
lungshilfe der OECD−Länder
um24 Prozent abgenommen.
Die derzeitigen 54 Milliarden

US−Dollar Entwicklungshilfe
proJahr müsstenlaut Berech-
nungen der Weltbank verdop-
pelt werden, umdas von Kofi
Annananvisierte Ziel bis 2015
erreichen zu können. Die der-
zeit geleistete Entwicklungs-
hilfe, die i mSchnitt 0,22 Pro-
zent der Bruttoinlandspro-
dukte der OECD−Länder aus-
macht, müsste also auf 0,44
Prozent ansteigen. Würden
wir die längst versprochenen
0,7 Prozent erreichen, wären
die Voraussetzungen, auch
die zweite Hälfte der weltwei-
ten Armut zu bekämpfen, ge-
geben.
Wir müssendarüber hinaus

auchnochin Betracht ziehen,
welche Rückwirkungen eine
solche Politik auch auf die Si-
tuation i m Norden hätte. Um
diese Volumen an Hilfe über-
haupt verarbeiten zu können,
müssten auch bei uns jede
Menge Leute mobilisiert wer-
den. So werden zusätzliche
Stellen frei, die so manches
Problem in unseren Breiten
mit lösen könnten. Hier tut
sich eine der größten glo-
balen Herausforderungen auf,
deren Chancen wir nicht ver-
kennensollten.
Am sogenannten Monter-

rey−Konsens wird bemän-
gelt, dass er nicht verbind-
lich sein soll. Wie schätzen
SiedieChancenderinterna-
tionalen Entwicklungszu-
sammenarbeitindennächs-
tenJahrenein?
Wir müssen zwischen ei-

nem Vertrag und einer inter-
nationalen Konferenz unter-
scheiden. Konferenzen geben
Anlass zu einer gewissen
Großzügigkeit, die umso
höher ausfällt, je später das
Zieldatumangesetzt wird. Für
Luxemburg habensolche Ver-
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Charles Goerens

Vor demGipfel: Über 50Staats− undRegierungschefs undrund300 MinisterInnen wurden diese WocheimKonferenzzentrumin
Monterreyerwartet.
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SOZIALFORUM

Die globalisierungskritische
Avantgarde

Auf demSozialforumfür
eine gerechte und

nachhaltige Entwicklung
i mmexikanischen

Monterreyblieben die
Globalisierungs-

kritikerInnen nicht unter
sich. AmForo Globál
nahmen auch Vertreter
der Weltbankund des

Internationalen
Währungsfondsteil.

Ausgerechnet "Auditorio
Coca−Cola". Man müsse die-
ses Gebäude in "Acero Mon-
terrey" (Stahl Monterrey) um-
benennen, schi mpftJesús Me-
dellín. Tausende von Arbei-
tern seien damals ohne Ab-
findungauf dieStraßegesetzt
worden. "Das war das Ergeb-
nis von Privatisierung, Kor-
ruption und einer Politik i m
Dienst des großen Kapitals",
erklärt der Mittfünfziger
weiter.

Medellín muss es wissen.
Als das Stahlwerk"Fundidora
deAcero" 1987inder nordme-
xikanischen Stadt Monterrey
dichtgemacht wurde, gehörte
er zu den Gekündigten. Jetzt

steht er wieder hier, i mheuti-
gen Parque Fundidora, auf
dem Podium des "Foro Glo-
bal". Auf dem"Sozialforumfür
eine Finanzierung des Rechts
auf eine nachhaltige und ge-
rechte Entwicklung" kamen
vergangene WocheimVorfeld
der internationalen Uno−Kon-
ferenz Globalisierungskritike-
rInnen der ganzen Welt zu-
sammen.
Doch in Monterrey blieben

sienicht untersich. Unter den
rund 700 Organisationen, die
ihre Vertreter und Vertreterin-
nen zu der Konferenz schick-
ten, fanden sich neben Men-
schenrechtsinitiativen, Frau-
engruppen und Nichtregie-

rungsorganisationen (NGO)
auch die, die normalerweise
dem"feindlichenLager" zuge-
rechnet werden: Sowohl der
Internationale Währungs-
fonds(IWF)als auchdie Welt-
bank nahmenamForo Global
teil. Schließlich habe man
nicht das Interesse, das herr-
schende ökonomische Mo-
dell zu bekämpfen, sondern
"bei den multilateralen Insti-
tutionen demokratische Me-
chanismen zu etablieren", er-
klärte dazu Forum−Organisa-
torinLauraFraude. Energisch
legte die Mexikanerin den
rund 1.500 angereisten Glo-
balisierungskritikerInnen auf
der Eröffnungsveranstaltung
nahe: "Seien wir uns dessen
bewusst, dass wir i mmer die
Avantgarde der Regierungen
undInstitutionen waren."

Die Weltbankbittet
zumTanz
Man sei sich in vielen

Punkteneinig, bestätigteIWF−
Vertreter PrakashLongani auf
einer der über hundert Veran-
staltungen, diein der vergan-
genen Woche stattfanden.
Viele Probleme gebe es zulö-
sen, sekundierteseinvonder
Weltbank abgestellte Kollege
Amar Bhattacharya, "aber
deshalb sind wir mit Euch
hier in diesem Zelt. Wir ha-
ben während unserer 30jähri-
gen Existenz gelernt zuzuhö-
ren". Die Weltbank, versicher-
te Bhattacharya, stehe "ent-
schlossen zu diesemDialog".
Zum Tanzen brauche man
schließlichi mmer zwei.
VomZeltlager der Alterna-

tiven zum Tanzsalon der
"Großen" sind es nur wenige

Waskostet
dieandere Welt?Wie soll Entwickl ungshilfe fi nanziert werden? Darüber zerbrachen

sich unter anderemüber 50 Regierungschefs und rund 300 Minis-
terI nnen diese Woche auf der i nternati onalen Uno−Entwickl ungs-
konferenz i m mexikanischen Monterrey den Kopf. Es ist der erste
Kongress dieser Art: Erstmals wollen die Vereinten Nationen ge-
meinsam mit I WF, Weltbank, Welthandelsorganisati on ( WTO) und
Wirtschaftsvertretern ein umfassendes Konzept gegen die Armut
vorlegen. Unmittel bar i n der Nähe hielten Globalisierungskritike-
rI nnenihren"Foro Global" ab undließen kei nen Zweifel daran, dass
sie nicht sehr viel von der bereits vorher verfassten Abschluss-
erklärung, demKonsens von Monterrey, halten.

Vor der Demo: GlobalisierungskritikerInnen bereitensichfür denProtestmarschimAlmedaParkin Monterreyvor.
(Fotos: epa)

Meter. Auf der anderen Seite
des Parque Fundidora, vorbei
an rostigen Metallruinen der
Acero Monterrey, dem Ver-
gnügungspark und der For-
mel−1−Zielgeraden, liegt das
Cintermex. Wie das Auditorio
Coca−Cola wurde diesesInter-
nationale Handelszentrum
Monterreys auf den Trüm-
mern des Stahlwerkes erbaut.
Im Cintermex findet seit Be-
ginndieser Woche die offiziel-
le Uno−Entwicklungskonfe-
renz statt. Der Inhalt der Ab-
schlusserklärung, standdabei
nicht mehr zur Disposition.
Der sogenannte Konsens von
Monterreywar bereitsi mVor-
feld ausformuliert worden.
"No sirve para nada" – "rein
gar nichts" tauge diese Er-
klärung, meint man amande-
renEnde des ParqueFundido-
ra. Mit diesem Papier werde
nie das bei m Millenniumsgip-
fel in New York formulierte
Ziel erreicht, die weltweite Ar-
mut bis zumJahr 2015 zu hal-
bieren, kritisierte Paul Tenna-
see vom Weltverband der Ar-
beit. Auf der Entwicklungs-
konferenz werde man ledig-
lich "einige Willenserklärun-
gen hören", so Tennasee, der
seine Organisation auch bei
denVereinten Nationenreprä-
sentiert. Undüberhaupt: Dass
an demimJanuar formulier-
ten Entwurf nichts mehr
verändert werden dürfe, liege
einzig daran, dass man den
Besuch des US−Präsidenten
George W. Bush nicht habein
Frage stellen wollen. Bush
hatte seine Zusage erst gege-
ben, nachdem das "Konsens-
schreiben" unter Dach und
Fach war. "Die Europäer ha-
ben sich in den Vorverhand-
lungen dem Hegemonialan-
spruch der USA total unter-
worfen", meint Tennasee.

Vorgefertigte
Abschlusserklärung
Eine Untersuchung der

NGO Social Watch kommt
zu einem umfassenderen
Schluss: Die entwickelten
Staatenhieltendurchihreres-
triktive Handelspolitik die
Länder des Südens in Armut.
"Die G7−Staaten verschließen
sich gegenüber Schlüsselpro-
dukten der armen Staaten,
und die Finanzinstitutionen
fordern ökonomische Maß-
nahmen gegen Krisen, die sie
gegen Rezessionen i m eige-
nen Land nicht anwenden",
resümierte Organisations-
sprecherin Patricia Garce das
Ergebnis einer Studie, die So-
cial Watch jetzt zum Beginn
der Uno−Konferenz vorlegte.
Auch diese Einschätzung

wirdindenKonsens von Mon-
terrey keinen Eingang mehr
finden. Ebensowenig wie die
Tobin−Steuer. Die Versteue-
rung von internationalen De-
visentransaktionen, wie sie
etwa von der globalisierungs-
kritischen Gruppe Attac
gefordert wird, gehört zu den
wichtigsten Zielen der NGO.
Vor allemaber die auf ihrem
Gipfel in Barcelona getroffene
Entscheidung der Europäi-
schen Union, die Entwick-
lungshilfe nur geringfügig zu
erhöhen, stieß bei m Sozial-
forum auf Missfallen. Und
ebenso die Ankündigung
Bushs, fünf Milliarden Dollar
zur Unterstützung der ärms-
ten Staaten zur Verfügung zu
stellen.

"Nichts als Brotkrümel", ur-
teilte Mitorganisator Alejan-
dro Villamar. Schließlich hät-
te sich die internationale
Staatengemeinschaft seit 30
Jahren zum Ziel gesetzt, 0,7
Prozent desjeweiligenBrutto-
sozialprodukts für Entwick-
lungshilfe freizugeben. Die
nun von der EU zugesagten
0,39 Prozent bis zum Jahr
2006seienlediglich"einZuge-
ständnis in letzter Minute,
weil mankeinekonkretenVor-
schläge zur Überwindung der
weltweiten Armut zu bieten
habe", ergänzte Alberto Ar-
royo vom mexikanischen
Netzwerk gegen den Freien
Handel (Remalc). Selbst Welt-
bank−Chef James Wolfensohn
hatte sichjüngst für eine Ver-
dopplung der Zahlungen aus-
gesprochen.
Viel wird also i m Konsens

von Monterrey nicht übrig
bleiben von all den gut ge-
meinten Vorschlägen der
NGO−Gemeinde. Dabei hatten
die Ausrichter des Sozial-
forums einflussreiche Freun-
de: Die mexikanische Regie-
rung machterund300.000 US−
Dollar für Infrastruktur und
Miete locker, und auch die
Uno sowie einige Staaten des
Nordens kofinanzierten das
Treffen.
Dass die Veranstalter trotz-

dem auch noch zehn Dollar
Eintritt verlangten, brachte
einige auf die Palme. Schon
vorher hatten sich einige Or-
ganisationen skeptisch über
das Forum geäußert. Sicher
hätten viele Leute guten Wil-
len, sagt etwa Fernandez No-
rona von der "Assamblea Ciu-
dadana de Deudores de La
Banca", einer Art Verbandvon
Bankverschuldeten. Es sei je-
doch besser, "die Auswirkun-
gen des herrschenden ökono-
mischen Modells herauszuar-
beiten und in keiner Weise
nachgiebigzusein".
Zahlreiche kleinere Grup-

pen, sowei einige Bauern-
initiativen und Gewerkschaf-
ten konzentrierten sich auf
Aktionenvor Ort. Mit Parolen
wie"Eineandere Weltist mög-
lich" wolltensie gegen das of-
fizielle Uno−Treffen mobilma-
chen. Oder, wie einige Anar-
chopunks etwas verkürzter
auf einemPlakat ankündigten:
"Unsere Globalisierung: Revo-
lution". Solche Ankündigun-
gen brachten die mexikani-
schen Sicherheitskräfte ins
Spiel. Rund 7.000 Polizisten
sorgten in der Stadt für Ru-
he, ganze Straßenzüge wur-
den am Sonntagabend ge-
sperrt, um die Tagung vor
GlobalisierungskritikerInnen
zuschützen.

Wolf−Dieter Vogel, Monterrey

________________________
Wolf−Dieter Vogel istfreier
Journalist undlebt in
Mexiko−Stadt.


